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Fachliche Weisung zu § 3 AsylbLG  
  
Grundleistungen

1.
Allgemeines

Grundleistungen nach dem AsylbLG werden ausschließlich zur Behebung einer gegenwärtigen konkreten Notlage gewährt. Hieraus folgt, dass Hilfeleistungen für die Vergangenheit grundsätzlich abzulehnen sind. 

Die Grundleistungen nach § 3 stellen den notwendigen Lebensunterhalt der Leistungsberechtigten nach § 1 sicher. Dabei wird von einem Bedarf ausgegangen, wie er bei einem in der Regel nur vorübergehenden Aufenthalt im Bundesgebiet entsteht. 

Zu den Grundleistungen zählen :

· Ernährung

· Unterkunft

· Heizung

· Bekleidung

· Gesundheits- und Körperpflege, Gebrauchs- und Verbrauchsgüter des Haushalts

Das AsylbLG ist ein vom Sachleistungsgrundsatz geprägtes Leistungssystem. Soweit es nach den Umständen erforderlich ist, z.B. aus verwaltungs-ökonomischen Gesichtspunkten, kann hiervon aber abgewichen werden. 

Der Barbetrag für die persönlichen Bedürfnisse des täglichen Lebens ist stets als Geldbetrag zu bewilligen.

Übersicht über den Geldwert der Grundleistungen nach § 3 Abs. 2 und den Geldwert der Anteile:

	
	HV, Allein-stehende
in €
	HA
ab 14 Jahren
in €
	HA
von 7-13 Jahre
in €
	HA
bis 6 Jahre
in €

	Wert der Grundleistung insgesamt (ohne Geldbetrag für persönliche Bedürfnisse)
	184,07
	158,50
	158,50
	112,48

	Anteil Ernährung
	115,04
	109,93
	109,93
	71,58

	Anteil Energie
	25,05
	12,78
	12,78
	12,78

	Sonst. hausw. Anteile
	13,29
	7,67
	7,67
	7,67

	Anteil Körperpflege, Gesundheitspflege
	10,23
	7,67
	7,67
	7,67

	Anteil Bekleidung
	20,45
	20,45
	20,45
	15,34


Da Haushaltsenergie und Bekleidung i.d.R. als Sachleistung bzw. mit Kostenübernahmescheinen gewährt werden, sind i.d.R. folgende Beträge als Geldleistung zu gewähren :

	
	HV, Allein-stehende
in €
	HA
ab 14 Jahren
in €
	HA
von 7-13 Jahre
in €
	HA
bis 6 Jahre
in €

	Geldleistung ohne Energie- und Bekleidungsanteil
	138,56
	125,27
	125,27
	84,36


Zusätzlich ist als Geldleistung zu bewilligen der Geldbetrag für persönliche Bedürfnisse nach § 3 Abs. 2 letzter Satz i.V.m. § 3 (1) Satz 4 :

	
	HV, Allein-stehende
in €
	HA
ab 14 Jahren
in €
	HA
von 7-13 Jahre
in €
	HA
bis 6 Jahre
in €

	Geldbetrag für persönliche Bedürfnisse
	40,90
	40,90
	20,45
	20,45


2.
Wohnformen und Leistungsumfang 

2.1
Wohnformen

Die Unterbringung von Leistungsberechtigten erfolgt entweder in der Aufnahmeeinrichtung oder aber in Gemeinschaftsunterkünften. Die Anmietung von freien Wohnungen ist nur in Ausnahmefällen zulässig. Auch in den Fällen einer Unterbringung außerhalb von Aufnahmeeinrichtungen ist der Gewährung von Sachleistung Priorität einzuräumen. 

Die Verteilung der Leistungsberechtigten auf die Gemeinschaftsunterkünfte erfolgt in Bremen durch die Bremische Gesellschaft.

Die Anmietung einer eigenen Unterkunft ist nur in begründeten Ausnahmefällen möglich, z.B. 

· wenn erhebliche gesundheitliche Störungen vorliegen, die ein solches Wohnen erforderlich oder unabdingbar machen, wie bei psychischen Erkrankungen oder infektiösen Dauererkrankungen. Das Gesundheitsamt ist vor einer Entscheidung gutachterlich anzuhören;

· wenn besondere soziale Umstände vorliegen, für die eine Einzelfallentscheidung unabdingbar ist; 

· wenn die Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft länger als 12 Monate andauert.

Personen, die bereits eine eigene Wohnung haben, für welche die Kosten bislang nach AsylbLG übernommen wurden, sind in der Regel nicht (wieder) auf die Inanspruchnahme einer Gemeinschaftsunterkunft zu verweisen. Diese Regelung erfasst auch deren nachziehende Familienmitglieder (Eltern, Ehegatten und Kinder). Wird wegen des Familiennachzugs ein größerer Wohnflächenbedarf geltend gemacht, ist ein Wohnungswechsel in der Regel nur dann anzuerkennen, wenn der vorhandene Wohnraum die in Gemeinschaftsunterkünften zur Verfügung gestellten Wohnflächen von 5 m² pro Person unterschreitet. Darüber hinaus ist ein Wohnungswechsel wegen der Größe des Wohnraums in der Regel kein anzuerkennender Grund für einen Umzug, wenn die jetzige, kleinere Wohnung auf eigenen Wunsch des/der Leistungsberechtigten angemietet worden ist. Einzelpersonen und Familien, die schon bisher in einer eigenen Wohnung gelebt und diese Wohnung verloren haben, können wieder eine Wohnung anmieten. Dies gilt nicht für Personen, die bisher bei Verwandten oder Bekannten unentgeltlich Unterkunft erhalten haben.

Der Anmietung von privatem Wohnraum ist im übrigen nur zuzustimmen, wenn dieser angemessen ist. Als Orientierung gilt hier die Verwaltungsanweisung zu § 29 SGB XII. 

Bei der Entscheidung über die Anmietung von privatem Wohnraum ist auch zu beachten, ob bei den Leistungsberechtigten Anspruchseinschränkungen nach § 1a gegeben sind (siehe VAnw zu § 1a ) und ob ggf. eine Ausreise oder Abschiebung in absehbarer Zeit erfolgen soll. 

2.1.1
Wohnformen für Asylbewerber

Nach § 44 Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) sind die Länder verpflichtet, für die Unterbringung Asylbegehrender die dazu erforderlichen Aufnahmeeinrichtungen zu schaffen und zu unterhalten. 

Im Lande Bremen ist die Zentrale Aufnahmestelle für Asylbewerber und ausländische Flüchtlinge (ZASt) Anlaufstelle für ausländische Flüchtlinge. Bei Erstanträgen liegt die Zuständigkeit hinsichtlich der Unterbringung von ausländischen Flüchtlingen daher allein bei der ZAST. Behörde für Leistungen ist das Sozialzentrum Süd.

Die Aufnahmeeinrichtung im Lande Bremen befindet sich in der Steinsetzer Str. 12, 28279 Bremen und ist organisatorisch der ZASt zugeordnet.

Eine Verpflichtung zur Wohnsitznahme in der Aufnahmeeinrichtung ergibt sich für Asylantragsteller zunächst zwingend. 

Ausländer, die einen Asylantrag gestellt haben, sind verpflichtet bis zu sechs Wochen, längstens jedoch bis zu drei Monaten, in der für ihre Aufnahme zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. Sind Eltern eines minderjährigen ledigen Kindes verpflichtet, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, so kann auch das Kind in der Aufnahmeeinrichtung wohnen, auch wenn es keinen eigenen Asylantrag gestellt hat (§ 47 AsylVfG).

Während dieses Zeitraumes entscheidet das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge, ob der Antrag im Beschleunigungsverfahren oder im Regelverfahren durchgeführt wird. 

Nach Ablauf der gebotenen Aufenthaltszeit in der Aufnahmeeinrichtung erfolgt eine Umsetzung in das kommunale Unterbringungssystem (sog. Gemeinschaftsunterkünfte). Die Anmietung von privatem Wohnraum ist für diesen Personenkreis zunächst nicht vorgesehen.

Dies gilt nicht für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge im Alter unter 18 Jahren. Sie werden durch die ZASt unverzüglich der Jugendhilfe und Amtsvormundschaft gemeldet. Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge werden nicht in der Aufnahmeeinrichtung aufgenommen sondern nach § 42 SGB VIII Inobhut genommen und im Rahmen des Jugendhilfesystems untergebracht und versorgt. Gleichzeitig ist zwingend eine Vormundschaft einzurichten.

2.1.2
Wohnformen für Asylfolgeantragsteller

Asylfolgeantragsteller unterliegen keiner Verpflichtung zum Wohnen in der Aufnahmeeinrichtung oder in einer Gemeinschaftsunterkunft, sofern bereits vor der Antragstellung der Anmietung von privatem Wohnraum zugestimmt worden war und dieser Wohnraum nutzbar ist. Sie können jedoch bis zur Entscheidung über die Durchführung des Folgeverfahrens in einer Gemeinschaftsunterkunft untergebracht werden, sofern kein anderer eigener Wohnraum vorhanden ist. Während der Prüfung durch das BAMF, ob ein Folgeverfahren durchzuführen ist und während der Durchführung eines Asylfolgeverfahrens ist die Anmietung von Wohnraum grundsätzlich abzulehnen.

2.1.3
Wohnformen für andere Leistungsberechtigte

Andere Leistungsberechtigte sind in der Regel in kommunalen Gemeinschaftsunterkünften unterzubringen. Der Sozialhilfeträger hat hier nach pflichtgemäßem Ermessen unter Berücksichtigung der Zielvorstellungen des AsylbLG zu entscheiden.

2.2
Leistungsumfang in den einzelnen Wohnformen

2.2.1
Leistungen in der Aufnahmeeinrichtung 

2.2.1.1
Grundleistungen

In der Aufnahmeeinrichtung werden die Grundleistungen in Form von Sachmitteln (Vollverpflegung) gewährt. Dies gilt entsprechend für Leistungsberechtigte, die aus einer Gemeinschaftsunterkunft (zurück) in die Aufnahmeeinrichtung umgesetzt werden. 

Geldleistungen werden neben dem Betrag für persönliche Bedürfnisse nach Abs. 1 grundsätzlich nicht gewährt. Bei der Leistungsgewährung ist besonders zu beachten, dass die Bewilligungspraxis für alle Leistungsberechtigten einheitlich erfolgt, um so Spannungen innerhalb der Einrichtung zu vermeiden.

2.2.1.2
Bekleidung

Leistungen für Bekleidung werden in der Aufnahmeeinrichtung in der Regel erst dann bewilligt, wenn feststeht, dass der Asylantrag nicht unbeachtlich oder offensichtlich unbegründet ist und sich der/die Antragsteller/in voraussichtlich längerfristig in Bremen aufhalten wird. Ausnahmen hiervon sind zulässig, wenn ein unabweisbarer Bedarf festzustellen ist. 

Der Bedarf an Bekleidung im Einzelfall ist durch Ausstellen eines Kostenübernahmescheines zu gewähren. Die Höhe der Leistung hat sich an dem für Bekleidung vorgesehenen Leistungsumfang nach § 3 Abs. 2 Satz 2 zu orientieren. Geldleistungen sind nicht zu gewähren. 

2.2.1.3 Sonstiges

In Krankheits-, Schwangerschafts- und Geburtsfällen (§ 4), im Zusammenhang mit Arbeitsgelegenheiten (§ 5) oder in besonderen Fällen 
(§ 6) können entsprechend der dazu erlassenen Weisungen zusätzliche Leistungen gewährt werden, soweit es sich nicht um Grundleistungen handelt oder entsprechende Leistungen bereits durch den Barbetrag zur Deckung persönlicher Bedürfnisse abgedeckt sind.

2.2.2
Leistungen in den Gemeinschaftsunterkünften 

Der notwendige Bedarf für Leistungsberechtigte in Gemeinschaftsunterkünften wird überwiegend in Form von Sachleistungen sichergestellt. Neben den Kosten für die Unterkunft gilt dies insbesondere für Einrichtungsgegenstände, Heizung, Strom, Bettwäsche, Handtücher sowie Gebrauchs- und Verbrauchsgüter des Haushalts, hierzu zählen auch Geschirr und alle notwendigen Kücheneinrichtungen. Im Übrigen wird aus verwaltungsökonomischen Gründen der notwendige Bedarf an Ernährung, Gesundheits- und Körperpflege, kleineren Gebrauchs- und Verbrauchsgütern des Haushaltes sowie nach einer Vorlaufzeit von einem Jahr auch Bekleidung als Geldleistung gezahlt.

2.2.3
Unterbringungs-/Unterkunfts-/Heizkosten

Die mit der Unterbringung im kommunalen Unterbringungssystem entstehenden Kosten werden entweder zentral vom Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales abgerechnet oder sind bei einer Unterbringung in sog. Übergangswohnheimen im Rahmen der Nutzungs- und Gebührenordnung aus den Einzelfallakten anzuweisen. 

Unterbringungskosten werden generell als Sachleistung gewährt. Auch bei der Anmietung von privatem Wohnraum sind notwendige Unterkunftskosten und Heizkosten nicht an die Leistungsberechtigten, sondern direkt an den Vermieter bzw. den Heizlieferanten (z.B. swb bei Gasheizung) zu zahlen. Sofern Leistungsberechtigte ihr Heizmaterial selbst beschaffen, sind dafür Beträge entsprechend der fachlichen Weisung zu § 29 Abs. 3 SGB XII per Kostenübernahmeschein zu bewilligen.

2.2.4
Notwendige Aufwendungen für Wasser- und Kanalgebühren

Es ist hier entsprechend der fachlichen Weisung zu § 29 SGB XII zu verfahren. Auch diese Aufwendungen sind aus der Akte direkt anzuweisen (Vermieter bzw. swb).

2.2.5
Notwendige Aufwendungen für Strom

Leistungen für Strom sind stets als Sachleistungen zu gewähren. Die Stromkosten sind, sofern sie von den Leistungsberechtigten an die swb zu zahlen sind, in tatsächlicher Höhe direkt an die swb zu überweisen. Sofern Stromkosten in den Unterkunftskosten bereits enthalten sind, erfolgt die Zahlung mit der Miete an den Vermieter.

Liegen die von der swb oder vom Vermieter geforderten monatlichen Abschlagsbeträge über dem im Geldbetrag nach § 3 Abs. 2 enthaltenen Stromkostenanteil, ist wie folgt zu verfahren :

Es ist Leistungsberechtigten zuzumuten, in einer ersten Stufe bis zu € 20,45 als Eigenbeteiligung bei der Zahlung von Stromkosten aus ihrem Betrag für persönliche Bedürfnisse aufzubringen. Familien haben ihre Leistungen gemeinschaftlich einzusetzen. Ausgenommen sind Haushaltsangehörige, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Soweit die Vorauszahlungsbeträge die Summe des Betrages, der sich aus notwendigen Leistungen für Strom im Sinne des § 3 Abs. 2 zuzüglich des zumutbaren Eigenanteils ergibt, noch übersteigt, sind diese Beträge zusätzlich zu übernehmen. Andere Lösungen sind wegen des grundsätzlich aufs Minimum reduzierten Niveaus der Leistungen nach dem AsylbLG zunächst nicht vertretbar. Diese zusätzlichen Leistungen sind auf den folgenden Abrechnungszeitraum zu begrenzen. Die Leistungsberechtigten sind hierüber zu informieren. Im Weiteren sind sie darüber in Kenntnis zu setzen, dass sie zu wirtschaftlichem Verhalten verpflichtet sind und bei Nichtbeachtung auf weitere Teile des Barbetrages zur Deckung der Stromkosten verzichten müssen. Übersteigen die von den Stadtwerken oder vom Vermieter geforderten monatlichen Abschlagsbeträge den im Geldbetrag nach § 3 Abs. 2 enthaltenen Stromkostenanteil auch weiterhin und ist dies auf unwirtschaftliches Verhalten zurückzuführen, ist den Leistungsberechtigten und ihren Familienangehörigen in einer zweiten Stufe eine Eigenbeteiligung bis zur Höhe des vollen Barbetrages zuzumuten. Ausnahmen für Angehörige, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sind in diesem Fall nicht mehr vorgesehen.

2.2.6
Nachforderungen von Heizungs-, Strom- und anderen Mietnebenkosten

a) Nachforderungen, die sich aus Heizkostenendabrechnungen ergeben, sind dann zu übernehmen, wenn sie innerhalb der Grenzen liegen, die die fachliche Weisung zu § 29 Abs. 3 SGB XII ausweist. 

b) Sonstige Mietnebenkosten sind zu übernehmen, soweit dadurch die angemessenen Kosten der Unterkunft nicht überschritten werden.

c) Für den Fall von Stromkostennachforderungen ist entsprechend der fachlichen Weisung zu § 34 SGB XII zu entscheiden. Dabei scheidet im Falle einer Übernahme eine darlehensweise Leistungsgewährung aus.

Können Nachforderungen zu a) oder b) nicht oder nur teilweise übernommen werden und führt die Mietschuld zu einer Kündigungsklage, ist eine Übernahme dieser Kosten aus wirtschaftlichen Gründen dennoch regelmäßig geboten, wenn die Kosten, die durch eine Wohnungsräumung ausgelöst werden (z.B. für höhere Unterkunftskosten durch die Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft, für Wohnraumbeschaffungskosten, für Kosten von Möbeleinlagerungen) voraussichtlich höher sind. Dabei scheidet im Falle einer Übernahme eine darlehensweise Leistungsgewährung aus.

2.2.7
Umzugskosten
Ist einem Umzug vom Sozialhilfeträger ausdrücklich zugestimmt worden, sind entsprechende Kosten im angemessenen Umfang zu übernehmen. In jedem anderen Fall ist eine Übernahme der Kosten abzulehnen.

2.2.8
Mietgarantieerklärung, Mietdeponate, Maklercourtagen

Sofern der Anmietung von privatem Wohnraum zuzustimmen ist, kann, sofern erforderlich, eine Mietgarantieerklärung ausgestellt werden. 

Mietdeponate und Maklercourtagen können nur in begründeten Einzelfällen als Ausnahme übernommen werden.

2.2.9
Bekleidung, Auszahlungshinweise

Der notwendige Bedarf an Bekleidung wird durch die Grundleistungen abgedeckt. Darüber hinaus ist die zusätzliche Bewilligung von Bekleidung (z. B. für Schuhe oder anlässlich der Einschulung oder für den Sportunterricht im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht) grundsätzlich nicht vorgesehen. Zu den Ausnahmen wird auf Punkt 6.3.1 der VAnw  zu § 6 verwiesen. 

Der Bekleidungsanteil ist wie folgt zu gewähren:

· Bei der Unterbringung von Leistungsberechtigten in den Erstaufnahmeeinrichtungen (ZASt) wird der unabweisbare Bekleidungsbedarf in Form eines Kostenübernahmescheines gedeckt.

· Bei der Unterbringung von Leistungsberechtigten in Gemeinschaftseinrichtungen wird der Bekleidungsbedarf zunächst für die Dauer von einem Jahr in Form von Kostenübernahmescheinen gedeckt. 

· Soweit Leistungsberechtigte mit Zustimmung des Sozialhilfeträgers selbst eigenen Wohnraum angemietet haben, ist der Bekleidungsbedarf im Regelfall in Form von Geldleistungen zu decken.

Die Auszahlung des Bekleidungsanteils erfolgt längstens für ein halbes Jahr. Besteht die Gültigkeitsdauer der Aufenthaltspapiere zum Zeitpunkt der Auszahlung nur noch für einen kürzeren Zeitraum, so ist längstens bis zum Monat des Gültigkeitsdatums zu zahlen.

2.3
Notwendige Kosten für Hausrat

2.3.1
Möbel

Möbel sind ausschließlich als Sachleistung zu gewähren. Im Regelfall ist ein Kostenübernahmeschein für Gebrauchtmöbel auszustellen und auf entsprechende Anbieter zu verweisen.

2.3.2
Auslegeware

Leistungen für Auslegeware können für Wohnzimmer und insbesondere für Kinderzimmer bewilligt werden. Es ist zu berücksichtigen, dass Wohnungen der Bremischen Gesellschaft und der Gewoba regelmäßig mit einem ausreichendem Fußbodenbelag (z.B. Linoleum) ausgestattet sind. Die Leistungen sind ausschließlich als Sachleistung zu gewähren. Verlegkosten sind grundsätzlich nicht zu übernehmen.

2.3.3
Gardinen/Rollos

Soweit erforderlich, sind hierfür Leistungen zu bewilligen. Leistungen sind ausschließlich als Sachleistung zu gewähren. Soweit möglich, ist auf die Inanspruchnahme der Nähwerkstatt zu verweisen.

2.3.4
Fernseher

Es werden keine Leistungen zur Beschaffung eines Fernsehgerätes bewilligt.

2.3.5
Kühlschrank

Kühlschränke werden in der Regel erst ab Zwei-Personen-Haushalte bewilligt. Die Bewilligung hat ausschließlich als Sachleistung zu erfolgen. Dabei ist im Regelfall auf den Gebrauchtwarenmarkt zu verweisen.

2.3.6
Renovierungskosten

Renovierungskosten sind grundsätzlich nicht zu übernehmen. 

2.3.7
Kosten für Deutschkurse

Kosten für Deutschkurse werden nicht übernommen. 

2.3.8
Fahrräder

Kosten für Fahrräder werden nicht übernommen.

2.3.9
Waschmaschine/Waschbeihilfe

Waschmaschinen können in der Regel für Familien mit zwei oder mehr Kindern gewährt werden. Die Bewilligung hat ausschließlich als Sachleistung zu erfolgen. Dabei ist im Regelfall auf den Gebrauchtwarenmarkt zu verweisen.

Waschbeihilfen werden nicht gewährt.

2.4
Krankenkassenbeiträge

Die Beiträge sind entsprechend der Sätze, die mit den Krankenkassen für Leistungsberechtigte nach dem SGB XII ausgehandelt wurden, zu übernehmen.

2.5
Leistungen für Auszubildende/Studenten

Das AsylbLG sieht eine dem § 22 SGB XII vergleichbare Ausschlussvorschrift nicht vor. Mithin ist Auszubildenden und Studenten, die nach § 1 Abs. 1 AsylbLG leistungsberechtigt sind, auch dann Hilfe zu gewähren, wenn die durchgeführte Ausbildung nach BAföG oder SGB III dem Grunde nach förderungsfähig ist. 

2.6
Barbetrag zur Deckung persönlicher Bedürfnisse

Durch den Barbetrag sind notwendige Ausgaben, z.B. für öffentliche Verkehrsmittel, Telefon, Porto, Schreibmittel, Lesestoff oder Genussmittel abgedeckt.

Ungeachtet der jeweiligen Wohnform ist dieser Barbetrag allen Leistungsberechtigten zu gewähren. Er wird grundsätzlich auch bei einer stationären Krankenversorgung gewährt.

Die Gewährung des Taschengeldes für Abschiebehäftlinge erfolgt zentral durch den Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales. Die Auszahlung erfolgt durch den Senator für Inneres, Kultur und Sport. Die Auszahlung eines Taschengeldes für Untersuchungshäftlinge durch den Sozialhilfeträger ist nicht vorgesehen. Die vollständige Versorgung erfolgt hier durch das Justizressort.

Leistungsberechtigte mit Wohnsitz in der Aufnahmeeinrichtung Steinsetzerstraße erhalten ihren Barbetrag im Sozialzentrum Süd.

Notizen
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